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JazurPrämien-Initiative
Beobachtung6:Krankenkassenprämien sollen gedeckelt werden.

Achtungserfolg für die SP: Im
neuenBaselbieterParlamentfin-
det ihre nationale Forderung,
dassdieKrankenkassenprämien
höchstens zehn Prozent des
Haushaltsbudgets ausmachen
dürfen, eine knappe Mehrheit.
Vor vier Jahren war diese Forde-
rung noch nicht mehrheitsfähig.
SP und Grüne standen damals
alleine auf weiter Flur. Nur von
der kleinen EVP-Fraktion hätte
die Hälfte ein Ja eingelegt.

Vor allem bei der Mitte und
den Grünliberalen ist die Unter-
stützung für die Forderung einer
Deckelung der explodierenden
Prämien im neuen Landrat nun
aber deutlich grösser. Sogar in
der SVP kann sich mehr als ein
Viertel der Parlamentarierinnen
undParlamentarierdafürerwär-
men.Amdeutlichstenabgelehnt
wird der Ausbau der Prämien-
verbilligungen von der FDP.

Dies widerspiegelt den nationa-
len Trend. Nicht zuletzt mit
Blick auf die erneut steigenden
Prämien im Herbst ringt das
Bundesparlament in Bern um

einen Gegenvorschlag zur SP-
Initiative, der gute Chancen zu-
gerechnet werden.

HohePrämien,
wenigBezüger
Obwohl über die SP-Initiative
national abgestimmt wird, ist
das Umfrageergebnis bemer-
kenswert: Im Baselbiet lehnte
dasVolkEnde2018mit54,5Pro-
zenteinekantonalePrämien-In-
itiative der Sozialdemokraten
knapp ab. Heute hätte sie wohl
auch im Volk – analog zum Mei-
nungsumschwung imParlament
– bessere Chancen. Die Zahlen
dürften zudem die kantonale
Diskussion um Prämienverbilli-
gungenneubefeuern.Baselland
ist einer der Kantone mit den
höchsten Krankenkassenprä-
mien, hat aber gleichzeitig eine
der tiefsten Bezugsquoten bei
den Prämienverbilligungen.

SolidePartnerschaftmitBasel
Beobachtung5:Fast alle wollen mit Basel kooperieren – nur SVP nicht.

Nach dem Rücktritt ihres Regie-
rungsrats Thomas Weber und
dem Scheitern der aus bürgerli-
cherSichtgewünschtenNachfol-
gerin Sandra Sollberger befindet
sich die SVP ab heute in der Op-
position. Für die wählerstärkste
Partei Basellands kein Novum –
das gleiche Schicksal ereilte sie
bereits mit der Abwahl von Jörg
Krähenbühl vor zwölf Jahren.

Sucht man nun nach Bruch-
linienzwischenderbürgerlichen
Mehrheit in der Regierung und
dem Parlament, kristallisiert
sich als zentrales Thema die Zu-
sammenarbeit mit dem Kanton
Basel-Stadt heraus. Während
alle anderen Parteien mit Zu-
stimmungswerten zwischen 90
und 100 Prozent für weiteren
Ausbau und Vertiefung votier-
ten, hat sich die ohnehin kriti-
sche SVP in dieser Frage weiter
isoliert. Unterstützten vor vier

Jahren noch 70 Prozent der SVP-
Fraktion diese Aussage, liegt der
Wert bei den neuen Landräten
gerade mal bei etwas über 40
Prozent. Die sinkende Zustim-

mung in der SVP für die Partner-
schaft mit Basel-Stadt lässt sich
auch mit inhaltlicher Profilie-
rung erklären: Künftig wird die
SVP die einzige Partei sein, die
im Landrat die Fahne des eigen-
ständigen Baselbiets hochhält –
zumindest wird die Partei das so
auch gegen aussen tragen.

Der Ton bei partnerschaftli-
chen Geschäften dürfte nach
ruhigenJahrenwiederrauerwer-
den – auch weil mit dem bisheri-
gen SVP-Regierungsrat Weber
ein Brückenbauer wegfällt. Je
nachFrage,wennesetwaumzu-
sätzliches Geld für gemeinsame
Institutionen mit der Stadt geht,
könnten die Isolationisten von
der SVP bei der FDP Unterstüt-
zung finden. Mehrheiten dürfte
esdafür imLandratkeinegeben,
da neben der gesamten FDP
auch grosse Teile der Mitte mit-
machen müssten.

BeiÖlheizungenwirdesknapp
Beobachtung4:Mehrheit will keine Verbote beim Klimaschutz.

Beim Thema Umwelt, Verkehr
und Energie gibt es im neuen
Landrat unterschiedliche Mehr-
heiten: Fast zwei Drittel wollen
im Klimaschutz vollständig auf
Anreize, wie sie eben mit dem
nationalen Gesetz beschlossen
wurden, statt auf neue Verbote
und Einschränkungen setzen.
WiebeikaumeineranderenFra-
ge zeigt sich hier ein Links-
rechts-Graben: Bei SP und Grü-
nen ist einegrosseMehrheitVer-
boten nicht abgeneigt. Bei den
bürgerlichen Parteien Mitte,
FDP und SVP finden alle oder
fast alle Befragten, dass sich Kli-
maschutz auf Anreize und Sub-
ventionen beschränken soll.

Das gilt auch für alle Vertre-
tendenderEVP,diemitdenGrü-
neneineFraktionsgemeinschaft
bilden. Auch bei der GLP finden
neue Verbote keine Mehrheit.
Mit Blick auf die erneute Debat-

teüberdaskantonaleEnergiege-
setz (eine erste Variante wurde
im Frühling im Landrat zurück-
gewiesen), ist das bedeutend.
Ein striktes Verbot fossiler Hei-

zungen mit vorgegebenem Zeit-
horizont hätte es im Landrat
schwer. Aus der Umfrage lässt
sich indes kein kategorisches
Nein zu einem Heizungsverbot
ableiten, sofern etwa bestehen-
de Öl- oder Gasgeräte nur bei
einem Ersatz weichen müssen.

Unbestritten ist der Ausbau
des Langsamverkehrs, wie etwa
Velorouten. Abgesehen von der
SVP gibt es dazu in allen Partei-
en grosse bis sehr grosse Mehr-
heiten. Die Zustimmung hat im
Vergleich zu 2019 relativ stark
auf über 75 Prozent zugenom-
men. Unverändert umstritten
mit55-Prozent-Ja-Anteil bleiben
Ausbauten für den Strassenver-
kehr. Eine solide Mehrheit (über
60%) fordert am Euro-Airport
ein schärferes Nachtflugverbot
(22.30 statt wie bisher 23 Uhr).
Die Zustimmung hat gegenüber
2019 noch leicht zugenommen.

Neinzur IntegrativenSchule
Beobachtung3:Die Stimmung kippt – insbesondere in der Mitte.

Baselland hat schweizweit in der
Schule die höchste Separations-
quote. Die Idee, auch Kinder mit
Behinderungen oder Lern-
problemen in regulären Schul-
klassen zu unterrichten, ist im
Baselbiet seit dem Beitritt des
Kantons zum Sonderpädagogik-
Konkordat 2011 immer wieder
kritisiert worden. Nun scheint es
zum Konzept der Integrativen
Schule gar einen Meinungsum-
schwung zu geben.

SPundGrünehaltenzur
IntegrativenSchule
Die Smartvote-Analyse zeigt:
Eine knappe Mehrheit des neu
zusammengesetzten Landrats
(52%) lehnt den Ansatz mittler-
weile ab. Vor vier Jahren war der
Nein-Anteilmit44Prozentnoch
wesentlich geringer. Bei GLP,
Mitte und SVP ist die Zahl der
Kritiker der Integrativen Schule

viel grösser geworden; bei der
Mitte ist der überdeutliche Sup-
port einem vergleichsweise
knappenJagewichen. Inderklei-
nen GLP-Fraktion hat es sogar

einen Meinungsumschwung ge-
geben; und in der grossen SVP-
Fraktion ist aus einem modera-
tenNeineinsehrdeutliches (mit
mittlerweile 90%) geworden.
Gestützt wird die Integrative
Schule vor allem von SP und
Grünen. Deren Unterstützung
ist auf hohem Niveau konstant.
Bei der EVP ist die Zustimmung
zur IntegrativenSchule sogarge-
stiegen, allerdings schlägt bei
der kleinen Partei die Meinung
einzelner Landräte bereits stark
aus. Konstant hoch ist umge-
kehrt die Ablehnung der FDP.

Die Integrative Schule ist im
Bereich der Volksschule derzeit
wohl das umstrittenste Thema.
Im Nachbarkanton Basel-Stadt
ist eine Volksinitiative zur Ab-
schaffung der Integrativen
Schule hängig. Die Regierung
hat kürzlich einen Gegenvor-
schlag dazu vorgestellt.

MitteundGLP
unterstützen
denAusbau
derPrämien-
verbilligungen.

Die Integrative
Schule istdas
umstrittenste
Thema im
Bereichder
Volksschule.

Die sinkende
Zustimmung
derSVP lässt
sichauchmit
Profilierung
erklären.

Einesolide
Mehrheit for-
derteinschär-
feresNacht-
flugverbotam
Euro-Airport.

Nur die EVP (50%) und SVP (75%) finden es am besten, wenn ein Elternteil
Vollzeit für die Kinderbetreuung zuhause bleibt.

KlareMehrheit für externe Kinderbetreuung

Beobachtung 2

Beobachtung 3

Bürgerliche Parteien inklusive GLP wollen Anreize und Zielvereinbaren. SP und
Grüne stehen allein da mit der Forderung nach Verboten und Einschränkungen.

Keine neuen Klima-Vorschriften

Beobachtung 4

Beobachtung 5

Die SP Krankenkassen-Initiative (maximal 10% des Einkommens für Krankenkas-
senprämien) findet neu eine Mehrheit im Baselbieter Parlament (52%, 2019: 46%),
vor allem weil die Hälfte der Mitte-Landräte das Anliegen unterstützen.

Deckel für die Krankenkassenprämien

Beobachtung 6
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